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FAQ zu Beihilferegelungen 

(für alle Programme) 

(Stand: 2. Februar 2021) 
 

Einleitung 

Dieser FAQ-Katalog enthält die Regelungen, die für alle aktuellen Programme (Überbrückungs-
hilfe II, November- und Dezemberhilfe) gelten. Er beruht auf dem FAQ des BMWi und wird bei 
Bedarf aktualisiert bzw. angepasst. Die im Zuge der Aktualisierung vorgenommenen Änderun-
gen gegenüber dem letzten Stand sind gelb markiert. 

Der FAQ-Katalog befasst sich nur mit dem Programm des Bundes. Ergänzungen oder Abwei-
chungen der Bundesländer ergeben sich ggf. aus länderspezifischen Vollzugsanweisungen. 
Bitte informieren Sie sich auf den Seiten der Bundesländer. 

Die Bundessteuerberaterkammer (BStBK) hat die folgenden Informationen mit größtmöglicher 
Sorgfalt und nach bestem Gewissen zusammengestellt. Eine Gewähr für Vollständigkeit und 
Richtigkeit kann jedoch nicht übernommen werden. 
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A. Die relevanten beihilferechtlichen Regelungen 

Überblick für Überbrückungshilfen sowie November- und Dezemberhilfen 

Grundsätzlich sind staatliche Mittel, die die Voraussetzungen des Art. 107 Abs. 1 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) erfüllen,  als staatliche Beihilfen bei der 
Europäischen Kommission anzumelden und müssen von der EU-Kommission genehmigt wer-
den. 

Von diesem Grundsatz gelten jedoch Ausnahmen, etwa für den Fall, dass die Europäische 
Kommission eine Beihilferegelung genehmigt hat (z.B. Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020, 
Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020) und Einzelbeihilfen sämtliche Voraussetzungen dieser 
Beihilferegelung erfüllen. Auch Hilfen, die den Vorgaben der einschlägigen De-minimis-Verord-
nung unterfallen, sind von der Anmeldepflicht ausgenommen. 

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick, auf welche beihilferechtlichen Regelungen sich die 
dort aufgeführten Corona-Hilfsprogramme des Bundes (keine abschließende Aufzählung) stüt-
zen. 

 Bundesregelung 

Kleinbeihilfen 

2020 

De-minimis-Verord-

nung 

Bundesregelung 

Fixkostenhilfe 2020 

Soforthilfe des Bundes x   

Überbrückungshilfe I x x  

Überbrückungshilfe II   x 

Novemberhilfe 

(Beihilfen bis 1 Mio. €)  

x x  

Novemberhilfe Plus  

(Beihilfen bis 4 Mio. €) 

x x x 

Dezemberhilfe 

(Beihilfen bis 1 Mio. €) 

x x  

Dezemberhilfe Plus 

(Beihilfen bis 4 Mio. €) 

x x x 
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I. Kleinbeihilfen und De-minimis-Beihilfen 

1. De-minimis-Verordnung 

(Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 (allgemeine De-minimis-Verordnung; daneben existieren sek-
torspezifische De-minimis-Verordnungen für den Agrarsektor sowie den Fischerei- und Aqua-
kultursektor); gilt allgemein, unabhängig von COVID-19) 

Ohne Anmeldepflicht können einzelnen Unternehmen innerhalb von drei Steuerjahren grund-
sätzlich Beihilfen in Höhe von bis zu 200.000 EUR gewährt werden.  

(Geringerer Höchstbetrag von 100.000 EUR gilt für Unternehmen des gewerblichen Straßengü-
terverkehrs. Für Landwirtschaft bzw. Fischerei/Aquakultur liegt der Schwellenwert bei 20.000 
EUR bzw. 30.000 EUR) Antragsberechtigt sind auch Profisportvereine, soweit sie die Antrags-
kriterien erfüllen. 

2. Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 

Bundesregelung zur vorübergehenden Gewährung geringfügiger Beihilfen innerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland im Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19 („Bundesrege-
lung Kleinbeihilfen 2020“, gilt bis 30.06.2021, basiert auf Nummer 3.1 und 4 der Mitteilung der 
Europäischen Kommission „Befristeter Rahmen für Staatliche Beihilfen zur Stützung der Wirt-
schaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19“) 

Auf dieser Grundlage können sog. Kleinbeihilfen an Unternehmen gewährt werden.  Höchstbe-
trag: 800.000 EUR pro Unternehmen bzw. Unternehmensverbund im Sinne des Beihilferechts. 

(Ausnahmen: Fischerei- und Aquakultursektor (max. 120.000 EUR), Unternehmen der Primär-
produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse (max. 100.000 EUR).  

3. Kumulierung von Kleinbeihilfen und De-minimis-Beihilfen  

Bei Einhaltung der Kumulierungsvorschriften (insb. Art. 5 Abs. 2 der allgemeinen De-minimis-
Verordnung) können Kleinbeihilfen und De-minimis-Beihilfen in Höhe von insgesamt bis zu 1 
Mio. EUR pro Unternehmen bzw. Unternehmensverbund im Sinne des Beihilferechts gewährt 
werden.  

Im Hinblick auf die Novemberhilfe und die Dezemberhilfe bedeutet dies Folgendes:  

Beide Programme fallen unter die Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020. Durch die Inanspruch-
nahme von Novemberhilfe und Dezemberhilfe (und anderen Soforthilfen des Bundes und der 
Länder) darf der beihilferechtlich nach der Kleinbeihilfenregelung 2020 zulässige Höchstbetrag, 
ggf. kumuliert mit dem Höchstbetrag für Beihilfen nach der De-Minimis-Verordnung, nicht über-
schritten werden: 

• Nach der Kleinbeihilfenregelung können grundsätzlich Beihilfen bis 800.000 EUR pro 

Unternehmen vergeben werden, wobei der KfW-Schnellkredit sowie andere Förderun-

gen auf der Grundlage der Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 (bzw. nachfolgender 

Änderungsfassungen) voll angerechnet werden (u.a. die Soforthilfen des Bundes sowie 

die erste Phase der Überbrückungshilfe).  

• Nach der allgemeinen De-minimis-Verordnung dürfen einem einzigen Unternehmen 

innerhalb von drei Steuerjahren grundsätzlich bis zu 200.000 EUR gewährt werden   

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02013R1407-20200727&from=EN
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/0pIIwHzFTKyV57f9e4B/content/0pIIwHzFTKyV57f9e4B/BAnz%20AT%2003.12.2020%20B2.pdf?inline
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/0pIIwHzFTKyV57f9e4B/content/0pIIwHzFTKyV57f9e4B/BAnz%20AT%2003.12.2020%20B2.pdf?inline
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020XC1013(03)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020XC1013(03)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020XC1013(03)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02013R1407-20200727&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02013R1407-20200727&from=EN
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4. Anrechnung weiterer Unterstützungsleistungen (wie Darlehen) auf den Beihilfe-
rahmen der Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 

Beihilferechtlich auf Grundlage der Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 vergeben werden der 
KfW-Schnellkredit sowie Kredite aus dem KfW-Sonderprogramm (z.B. KfW-Unternehmerkredit) 
mit einer Laufzeit über sechs Jahre und einem Kreditvolumen bis zu 800.000 EUR. Bei Darlehen 
ist dabei auf den gesamten Nennbetrag abzustellen (vgl. § 2 Abs. 2 der Bundesregelung Klein-
beihilfen). Das heißt, dass Zuschüsse und Darlehen nach der Kleinbeihilfenregelung (trotz der 
ökonomischen Unterschiede) gleichermaßen auf die Beihilfeobergrenze angerechnet werden 
müssen. Dies geht zurück auf die Vorgaben der Europäischen Kommission im Befristeten Rah-
men für staatliche Beihilfen zur Stützung der Wirtschaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs 
von COVID-19, auf dem die Bundesregelung Kleinbeihilfen beruht. 

Bei einer z.B. durch einen KfW-Schnellkredit „ausgeschöpften“ Beihilfeobergrenze nach der 
Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 ist es grundsätzlich möglich, die Novemberhilfe bzw. De-
zemberhilfe ebenfalls unter der Kleinbeihilfenregelung zu gewähren, wenn die gewährte Klein-
beihilfe (z.B. KfW-Schnellkredit) vor der Gewährung von Novemberhilfe bzw. Dezemberhilfe 
(vollständig oder teilweise) zurückgezahlt wird. Beim KfW-Schnellkredit ist ausdrücklich vorge-
sehen, dass eine Rückzahlung jederzeit ohne zusätzliche Kosten möglich ist. Bei den anderen 
Programmen (Unternehmerkredit, Gründerkredit) erhebt die KfW zudem derzeit keine Vorfällig-
keitsentschädigung; es sollte in diesen Programmen vorab mit der Hausbank geklärt werden, 
ob diese ihrerseits eine Vorfälligkeitsentschädigung erhebt. 

Es muss zu jedem Zeitpunkt sichergestellt werden, dass die Beihilfeobergrenze nicht überschrit-
ten ist. Wird der zulässige Höchstbetrag überschritten, so ist die Novemberhilfe bzw. Dezem-
berhilfe im Rahmen der Antragstellung bis zu diesem zu kürzen.  

Wenn einem Unternehmen ein KfW-Darlehen auf der Grundlage der Bundesregelung Beihilfen 
für niedrigverzinsliche Darlehen 2020 gewährt wurde, so ist dies nicht auf den Höchstbetrag 
nach der Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 anzurechnen. 

Erhaltendes Kurzarbeitergeld muss auf den beihilferechtlich zulässigen Höchstbetrag nicht an-
gerechnet werden. 

II. Beihilfen im Rahmen der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 

1. Die Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 

Bundesregelung zur Gewährung von Unterstützung für ungedeckte Fixkosten innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland im Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19 („Bundes-
regelung Fixkostenhilfe 2020“, gilt bis 30.06.2021, basiert auf Nummer 3.12 der Mitteilung der 
Europäischen Kommission „Befristeter Rahmen für Staatliche Beihilfen zur Stützung der Wirt-
schaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19“) 

Nach der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 können grundsätzlich Beihilfen als Beitrag zu 
den ungedeckten Fixkosten eines Unternehmens in Höhe von bis zu 3 Millionen EUR pro Un-
ternehmen bzw. Unternehmensverbund im Sinne des Beihilferechts vergeben werden.  

Erlaubt sind Beihilfen an Unternehmen, die während des beihilfefähigen Zeitraums Umsatzein-
bußen von mindestens 30% im Vergleich zu demselben Zeitraum im Jahr 2019 erlitten haben.  

Im Falle von Antragstellern, bei denen es sich nicht um kleine oder Kleinstunternehmen im Sinne 
des Anhangs I der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (Verordnung (EU) Nr. 
651/2014) handelt (Unternehmen mit 50 oder mehr oder einem Jahresumsatz bzw. einer 

https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/Downloads/bundesregelung-fixkostenhilfe-2020.pdf
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/Downloads/bundesregelung-fixkostenhilfe-2020.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020XC1013(03)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020XC1013(03)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020XC1013(03)
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Jahresbilanz von über 10 Mio. EUR), darf der Gesamtbetrag der gewährten Beihilfen, die bei-
hilferechtlich auf die Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 gestützt sind, höchstens 70% der un-
gedeckten Fixkosten betragen, die dem Antragsteller im beihilfefähigen Zeitraum insgesamt ent-
stehen (im Sinne der „Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020“ zur Umsetzung des Befristeten 
Rahmens).  

Im Falle von kleinen oder Kleinstunternehmen (Unternehmen mit weniger als 50 Beschäftigten 
und einem Jahresumsatz bzw. einer Jahresbilanz von nicht mehr als 10 Mio. EUR), darf der 
Gesamtbetrag der gewährten Beihilfen, die beihilferechtlich auf die Bundesregelung Fixkosten-
hilfe 2020 gestützt sind, höchstens 90% der ungedeckten Fixkosten betragen. 

2. Relevanz für die Überbrückungshilfe II und November- und Dezemberhilfe Plus 

Die Überbrückungshilfe II basiert seit Beginn der Möglichkeit zur Antragstellung im Oktober 
2020 beihilferechtlich auf der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 (unabhängig von der Höhe 
der beantragten Überbrückungshilfe). Durch die Nutzung dieser mit Aktualisierung des Befris-
teten Rahmens durch die Europäische Kommission im Oktober 2020 geschaffenen Rechts-
grundlage kommt die Bundesregierung der Problematik vieler Betroffener entgegen, die durch 
eine Kumulierung unterschiedlicher Hilfen (z. B. KfW-Schnellkredit und Überbrückungshilfe I) 
die beihilferechtlich zulässigen Höchstwerte nach Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 und De-
Minimis-Verordnung bereits ausgeschöpft hatten. Zur nationalen Nutzung der Möglichkeiten des 
Befristeten Rahmens hat die Bundesregierung in kurzer Zeit die Bundesregelung Fixkostenhilfe 
2020 erarbeitet. Deren Genehmigung durch die Europäische Kommission erfolgte am 20. No-
vember 2020. Die Überbrückungshilfe II stützt sich konkret auf die vorgenannte Bundesrege-
lung. 

Die Novemberhilfe Plus und die Dezemberhilfe Plus, die Beihilfen bis insgesamt 4 Mio. EUR 
ermöglichen, stützen sich für die über 1 Mio. EUR hinausgehende Förderung auf die Bundes-
regelung Fixkostenhilfe. Der Betrag bis zu 1 Mio. EUR stützt sich, wie bereits oben ausgeführt, 
auf die Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 und die De-minimis-Verordnung. 

3. Beihilfefähiger Zeitraum 

Zu unterscheiden sind der Leistungszeitraum und der „beihilfefähige Zeitraum“ eines Pro-
gramms im Sinne der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020:  

• Der Leistungszeitraum ist jener Zeitraum, für den eine Förderung beantragt werden 

kann (z.B. Überbrückungshilfe II für September bis Dezember 2020).  

• Der „beihilfefähige Zeitraum“ ist jener Zeitraum, der für die Berechnung der ungedeck-

ten Fixkosten eines Unternehmens herangezogen wird. Voraussetzung für die Förde-

rung ist dabei immer, dass im entsprechenden Zeitraum mindestens 30%-ige Umsatz-

einbußen vorliegen.  

Der beihilfefähige Zeitraum ist somit nicht identisch mit dem Leistungszeitraum des jeweiligen 
Förderprogramms, wie sich aus der nachfolgenden Tabelle ergibt.  

 

 Leistungszeitraum Beihilfefähiger Zeit-
raum  

Überbrückungshilfe II Sept. – Dez. 2020 März – Dez. 2020 

Novemberhilfe Plus Nov. 2020 März – Nov. 2020 
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Dezemberhilfe Plus Dez. 2020 März – Dez. 2020 

 

Die Abweichungen ergeben sich daraus, dass die beihilferechtlichen Vorgaben möglichst flexi-
bel angewendet werden, um die betroffenen Unternehmen zielgerichtet zu unterstützen. Natür-
lich steht es jedem Unternehmen frei, als beihilfefähigen Zeitraum nur den entsprechenden Leis-
tungszeitraum zu wählen. Der Zeitraum, für den eine Förderung beantragt wird, ist dabei 
auch zwingend als Teil des beihilfefähigen Zeitraums zu berücksichtigen. Antragsteller 
können zur Berechnung ihrer ungedeckten Fixkosten jedoch wahlweise zusätzlich auch Ver-
lustmonate im gesamten beihilfefähigen Zeitraum von März bis Dezember 2020 heranziehen, 
und dabei auch einzelne Monate aus diesem Zeitraum herausgreifen. Voraussetzung dafür ist, 
dass im entsprechenden Monat ein Umsatzrückgang von mindestens 30% vorlag.  Ein monats-
scharfer Abgleich mit den jeweils beantragten Hilfen ist dabei nicht erforderlich.  

Sollte ein Antragsteller also z. B. nur für den Monat Oktober Überbrückungshilfe II beantragen, 
kann er zur Erfüllung der beihilferechtlichen Voraussetzungen hierfür auch die monatlichen Ver-
luste von März, April, Mai, Juni, Juli, August, September, November und Dezember anrechnen. 
Allerdings darf er diese Verluste in allen Corona-Hilfsprogrammen nur einmal heranziehen.  

Dies gilt entsprechend auch bei der Novemberhilfe plus und der Dezemberhilfe plus. Wurden z. 
B. Verluste aus März und April 2020 zur Erfüllung der beihilferechtlichen Voraussetzungen für 
die Überbrückungshilfe II im Oktober herangezogen, sind diese Verluste „aufgebraucht“ und 
dürfen nicht mehr zur Erfüllung der beihilferechtlichen Voraussetzungen der Novemberhilfe Plus 
genutzt werden.  

Beispiel: Ein Restaurant (Kleinunternehmen) möchte für September und Oktober 2020 Über-
brückungshilfe II beantragen. Im gesamtem Zeitraum März bis Dezember lag der monatliche 
Umsatz jeweils mindestens 30 Prozent unter dem Umsatz des entsprechenden Vorjahresmo-
nats. Das Restaurant hat im Zeitraum März bis Dezember 2020 folgende ungedeckte Fixkosten 
bzw. Verluste ausgewiesen: 

 

Zeitraum März bis Mai Juni bis 
August 

Sep-
tem-
ber 
und 
Okto-
ber 

November  Dezember  

Betriebliche Ver-
luste/Gewinne 

-200.000 
EUR 

20.000 
EUR 

-
20.000 
EUR 

-100.000 EUR -100.000 EUR 

Erhaltene/Bean-
tragte Beihilfen 
aus anderen Pro-
grammen 

15.000 EUR 

(Soforthilfe) 

15.000 
EUR 
(Überbrü-
ckungs-
hilfe I) 

 75.000 EUR 

(Novemberhilfe) 

75.000 EUR 
(Dezember-
hilfe) 

Berücksichti-
gungsfähige Ver-
luste 

185.000 
EUR 

--- 20.000 
EUR 

25.000 EUR 25.000 EUR 
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Da es sich bei dem Restaurant um ein Kleinunternehmen handelt, darf der Beihilfebetrag maxi-
mal 90 Prozent der ungedeckten Fixkosten im beihilfefähigen Zeitraum betragen. Der beihilfe-
fähige Zeitraum für die Überbrückungshilfe II ist mindestens der Leitungszeitraum (September 
und Oktober 2020) und maximal der Zeitraum März bis Dezember 2020. Da der Umsatzrück-
gang durchweg mindestens 30 Prozent betrug, können alle diese Monate herangezogen wer-
den. Die Monate Juni bis August, in denen ein Gewinn erzielt wurde, dürfen dabei unberück-
sichtigt bleiben. Für März bis Mai können abzüglich der erhaltenen Soforthilfe Verluste von 
185.000 EUR berücksichtigt werden, für November und Dezember abzüglich der erhaltenen 
bzw. beantragten November- und Dezemberhilfe jeweils 25.000 EUR an Verlusten. Der Verlust 
von 20.000 EUR aus September und Oktober kann für die Überbrückungshilfe II komplett be-
rücksichtigt werden. Die beantragte Überbrückungshilfe II selbst muss nicht von diesen Verlus-
ten abgezogen werden. Insgesamt betragen die berücksichtigungsfähigen ungedeckten Fixkos-
ten des Restaurants also 255.000 EUR.  

Der beihilferechtlich zu beachtende Höchstförderbetrag für das Restaurant beträgt somit 90% 
von 255.000 EUR = 229.500 EUR. (Hinweis: Dieser Betrag ist mit der konkret beantragten För-
dersumme nach der Überbrückungshilfe II zu vergleichen: Ist der beihilferechtlich zulässige 
Höchstförderbetrag höher, kann die volle, nach Überbrückungshilfe II beantragte Fördersumme 
ausgezahlt werden; ist er niedriger, kann er nur in Höhe des beihilferechtlich zulässigen Höchst-
betrags ausgezahlt werden. Da im Rahmen der Überbrückungshilfe II max. 50.000 Euro pro 
Monat geleistet werden, im Beispielsfall für September und Oktober 2020 also max. 100.000 
EUR, erhält das Restaurant hier in jedem Fall die konkret beantragte Überbrückungshilfe II. 

Die Bestimmung des Gesamtverlusts aus allen berücksichtigten Monaten aus dem beihilfefähi-
gen Zeitraum erfolgt durch einfache Summierung der Verluste zu einem Gesamtbetrag. Was 
von diesem Gesamtbetrag nach Anwendung auf ein Hilfsprogramm noch übrig bleibt, kann dann 
für weitere fixkostenbasierte Unterstützungsprogramme verwendet werden. Im obenstehenden 
Beispiel mit einem Verlust von März bis Dezember 2020 in Höhe von insg. 255.000 EUR, in 
dem das Unternehmen Überbrückungshilfe II in Höhe von beispielsweise 100.000 EUR bean-
tragt hat, können die restlichen 155.000 EUR gesammelter Verluste z.B. für die Dezemberhilfe 
Plus angerechnet werden. 

4. Kumulierbarkeit mit Kleinbeihilfen und De-minimis-Beihilfen 

Soweit die Vorgaben aller Regelungen eingehalten werden, ist eine Kumulierung möglich, so-
dass bei einer Kumulierung von Kleinbeihilfen, De-minimis-Beihilfen und Fixkostenhilfen insg. 
derzeit bis zu 4 Mio. EUR gewährt werden können.  

Dabei entfallen im Rahmen der Novemberhilfe Plus und der Dezemberhilfe Plus Förderbeträge 
bis zu einer Höhe von 800.000 EUR auf die Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020, Förderbeträge 
über 800.000 EUR bis zu 1 Mio. EUR auf der De-minimis-Verordnung und Förderbeträge über 
1 bis zu 4 Mio. auf der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 (s. hierzu auch unter B.4.). 

5. Anrechnung weiterer Unterstützungsleistungen (wie Darlehen) auf den Beihilfe-
rahmen der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 

Die Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 bezieht sich lediglich auf Fixkostenhilfen und ist in 
ihrer zulässigen Gesamtförderhöhe (3 Mio. EUR) damit grundsätzlich unabhängig von zusätzli-
chen Unterstützungen (wie Darlehen) auf anderen beihilferechtlichen Grundlagen (z.B. Beihilfen 
auf Grundlage der Bundesregelung Kleinbeihilfen).  
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Angerechnet werden müssen anderweitige Unterstützungsleistungen allerdings als Einnahmen 
bei der Bestimmung der Verluste bzw. ungedeckten Fixkosten. Beispielsweise müsste eine För-
derung durch die Soforthilfe oder die Überbrückungshilfe I für die entsprechenden Monate als 
Einnahme berücksichtigt werden.  Eine Ausnahme gilt dahingehend für Unterstützungsleistun-
gen, die in der steuerlichen Gewinn- und Verlustrechnung nicht als Einnahmen ausgewiesen 
werden (wie z.B. Kredite), diese müssen auch zur Verlustbestimmung nicht herangezogen wer-
den. 

Kurzarbeitergeld müssen Unternehmen insoweit bei der Bestimmung ihrer ungedeckten Fixkos-
ten berücksichtigen, als dadurch ihre Personalkosten verringert werden. 

6. Anwendungsbeispiel: Berechnung Überbrückungshilfe II  

 

1) Prüfung der Antragsberechtigung  

Grundsätzlich alle Unternehmen1, die 

• einen Umsatzeinbruch von mindestens 50 Prozent in zwei zusammenhängenden Mona-
ten im Zeitraum April bis August 2020 gegenüber den jeweiligen Vorjahresmonaten, oder 

• einen Umsatzeinbruch von mindestens 30 Prozent im Durchschnitt in den Monaten April 
bis August 2020 gegenüber dem Vorjahreszeitraum aufweisen. 

 

2) Ermittlung der möglichen Fördersumme  

a) Bestimmung der förderfähigen Fixkosten anhand des Katalogs unter Frage 2.4. der FAQ zur 
Überbrückungshilfe II 

Beispiel: Ein kleines Unternehmen macht auf der Grundlage des Fixkostenkatalogs im Rahmen 
der Überbrückungshilfe II für den Zeitraum September bis Dezember 2020 Kosten von insge-
samt 100.000 EUR geltend. 

b) Bestimmung des möglichen Kostenerstattungssatzes anhand der Höhe des Umsatzein-
bruchs im jeweiligen Monat 

• 90 Prozent der förderfähigen Fixkosten bei Umsatzeinbruch > 70 Prozent 

• 60 Prozent der förderfähigen Fixkosten bei Umsatzeinbruch ≥ 50 Prozent und ≤ 70 Pro-
zent 

• 40 Prozent der förderfähigen Fixkosten bei Umsatzeinbruch ≥ 30 Prozent und < 50 Pro-
zent 

Beispiel: Das o.g. Unternehmen hat im Zeitraum September bis Dezember 2020 in jedem Monat 
einen Umsatzeinbruch von 80 % im Vergleich zum Vorjahreszeitraum erlitten. Die mögliche 
Fördersumme beträgt somit 90 % der nach der Überbrückungshilfe II förderfähigen Fixkosten, 
also 90.000 EUR. 
  

                                                
1 Im Detail und zu Ausnahmen, siehe Frage 1.1. der FAQ Überbrückungshilfe II. 
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3) Bestimmung des beihilferechtlich zulässigen Höchstbetrags nach der Bundesrege-
lung Fixkostenhilfe  

a) Ermittlung der ungedeckten Fixkosten  

(1) Angesetzt werden müssen alle Gewinne und Verluste aus dem beantragten Leistungszeit-
raum September bis Dezember 2020. Dabei können alle (nicht nur die nach Überbrückungshilfe 
II förderfähigen) Fixkosten2, die in diesem Zeitraum entstanden sind, herangezogen werden: 

Beispiel Variante 1: Das o.g. Unternehmen hat aufgrund der hohen Umsatzeinbrüche von Sep-
tember bis Dezember 2020 insgesamt ungedeckte Fixkosten in Höhe von 100.000 EUR.  

Beispiel Variante 2: Das o.g. Unternehmen hat von September bis Dezember 2020 zwar Fix-
kosten von 100.000 Euro, unter Berücksichtigung der erzielten Umsätze betragen die unge-
deckten Fixkosten jedoch nur 80.000 EUR.  

(2) Angesetzt werden können darüber hinaus auch alle ungedeckten Fixkosten, die dem Unter-
nehmen seit März 2020 entstanden sind (vorausgesetzt, dass im jeweiligen Monat bzw, Zeit-
raum ein mindestens 30%-iger Umsatzrückgang im Vergleich zum gleichen Zeitraum im Jahr 
2019 vorlag). 

Beispiel Variante 2a: Aus dem Jahresabschluss geht hervor, dass dem o.g. Unternehmen im 
Jahr 2020 (ohne Berücksichtigung der Überbrückungshilfe II) Verluste in Höhe von insgesamt 
180.000 EUR entstanden sind. Der Umsatz im Zeitraum März bis Dezember 2020 lag zudem 
durchschnittlich mindestens 30% unter dem Umsatz des Vorjahreszeitraums. Auf zwölf Monate 
verteilt lässt sich somit ein durchschnittlicher Verlust von 15.000 Euro pro Monat berücksichti-
gen, für den gesamten Zeitraum März bis Dezember 2020 also ein Verlust von 150.000 Euro. 

Beispiel Variante 2b: Das o.g. Unternehmen hat von März bis Mai 2020 Verluste in Höhe von 
20.000 EUR insgesamt verbucht, konnte von Juni bis August aber Gewinne in Höhe von 50.000 
Euro erwirtschaften. Die Gewinnmonate Juni-August dürfen „herausgerechnet“ werden. Das 
Unternehmen kann damit zusätzlich ungedeckte Fixkosten in Höhe von 20.000 EUR ansetzen. 
Insgesamt betragen die berücksichtigungsfähigen ungedeckten Fixkosten somit 100.000 EUR 
(80.000 EUR aus dem Zeitraum September bis Dezember 2020 und 20.000 EUR aus dem Zeit-
raum März bis Mai 2020). Die Gewinne aus Juni bis August 2020 bleiben unberücksichtigt und 
werden nicht mit den Verlusten aus anderen Monaten gegengerechnet.  

b) Ersatz von 90 % (kleine und Kleinstunternehmen) bzw. 70 % (alle anderen Unternehmen) 
der ungedeckten Fixkosten. 

Beispiel Variante 1: Die beihilferechtlich maximal mögliche Fördersumme für das Unternehmen 
beträgt 90 % von 100.000 EUR, also 90.000 EUR. 

Beispiel Variante 2: [Würde man hier nur die Verluste aus September bis Dezember berücksich-
tigen, also ungedeckte Fixkosten in Höhe von insgesamt 80.000 EUR, so würde die beihilfe-
rechtlich maximal mögliche Fördersumme für das Unternehmen 90 % von 80.000 EUR, also 
72.000 EUR betragen und die Überbrückungshilfe II wäre entsprechend bei diesem Betrag zu 
deckeln. Unter Hinzuziehung der weiteren Verluste aus März bis Mai ergibt sich dagegen fol-
gendes:] 

Beispiel Variante 2a: Die beihilferechtlich maximal mögliche Fördersumme für das Unterneh-
men beträgt 90 % von 150.000 EUR, also 135.000 EUR. 

                                                
2 Zur Bestimmung der ungedeckten Fixkosten siehe Angaben unter B) 1.-5. 
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Beispiel Variante 2b: Die beihilferechtlich maximal mögliche Fördersumme für das Unterneh-
men beträgt 90 % von 100.000 EUR, also 90.000 EUR. 

 

 4) Bestimmung der auszahlbaren Fördersumme 

Das o.g. Unternehmen würde in allen Varianten die ihm nach der Überbrückungshilfe II zu-
stehenden 90.000 EUR in voller Höhe erhalten. Die Überbrückungshilfe müsste lediglich im Fall 
von Beispiel 2 gekürzt werden, falls keine zusätzlichen Verluste aus dem Zeitraum seit März 
2020 mit herangezogen würden.  

Zum Nachweis reicht in Variante 2a z.B. die Vorlage der jährlichen steuerlichen Gewinn- und 
Verlustrechnung im Rahmen der Schlussabrechnung aus.3 (Sofern Fixkosten angesetzt wer-
den, die nicht in der steuerlichen Gewinn- und Verlustrechnung enthalten sind (z.B. ein fiktiver 
Unternehmerlohn) sind diese zusätzlich darzulegen.) 

Bei Variante 2b wäre zum Nachweis eine monatsgenaue Betrachtung erforderlich, da in dieser 
Variante nicht alle Monate aus dem beihilfefähigen Zeitraum berücksichtigt werden. 

B. Häufige Fragen 

1. Was sind ungedeckte Fixkosten und was ist davon erfasst? 

Als Fixkosten werden Kosten verstanden, die unabhängig von der Ausbringungsmenge entste-
hen. Ungedeckte Fixkosten im Sinne der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 sind Fixkosten 
bzw. Verluste, die einem Unternehmen während des beihilfefähigen Zeitraums entstanden sind 
bzw. entstehen und die im selben Zeitraum weder durch den Deckungsbeitrag (d. h. die Diffe-
renz zwischen Erlösen und variablen Kosten) noch aus anderen Quellen wie Versicherungen, 
befristeten Beihilfemaßnahmen oder Unterstützung aus anderen Quellen gedeckt sind.  

Zur Bestimmung des Verlusts können alle Fixkosten herangezogen werden – also auch solche, 
die im Rahmen der Überbrückungshilfe nicht förderfähig sind (und daher nicht in der Liste unter 
2.4 FAQ zur Überbrückungshilfe II aufgeführt sind). 

Ungedeckte Fixkosten im beihilfefähigen Zeitraum sind zwingende Voraussetzung für die Ge-
währung von Beihilfen unter der Bundesregelung Fixkostenhilfe. Sie sind maßgeblich für die 
beihilferechtliche Höchstgrenze. Dies gilt unabhängig von der Förderhöhe.  

2. Auf welche Arten können die ungedeckten Fixkosten ermittelt werden? 

Die ungedeckten Fixkosten können auf unterschiedliche Art und Weise ermittelt werden:  

• Die Berechnung der Verluste kann auf Grundlage der jährlichen steuerlichen Gewinn- 

und Verlustrechnung bzw. der steuerlichen Ergebnisrechnung erfolgen. 

• Es können jene Verluste als ungedeckte Fixkosten zugrunde gelegt werden, die durch 

die handelsübliche Ausweisung der Gewinne und Verluste, die nach Maßgabe von 

Handels- und Steuergesetzen ermittelt werden, nachgewiesen werden können (z.B. 

betriebswirtschaftliche Auswertung, soweit diese nach Maßgabe von Handels- und 

Steuergesetzen ermittelt wurde) und deren Richtigkeit durch einen Rechtsanwalt, Steu-

erberater, Wirtschaftsprüfer oder vereidigten Buchprüfer geprüft und bestätigt wird.  

                                                
3 Siehe hierzu B) 7. 
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• Schließlich können ungedeckte Fixkosten individuell (und wenn nötig monatsgenau) 

berechnet werden als die Kosten, die unabhängig von der Ausbringungsmenge entste-

hen und ungedeckt sind.  

Zum Zeitpunkt der Antragstellung dürfen entsprechende Prognosen zugrunde gelegt werden. 
Die festgestellten Verluste sind dann nach Erstellung von geprüften Jahresabschlüssen oder 
der steuerlichen Ergebnisrechnung durch den Begünstigten, unterstützt durch seinen Berater, 
im Nachhinein auf Richtigkeit der vorangegangenen Ausweisung zu prüfen. Beträge, die den 
auf dieser Grundlage ermittelten endgültigen zulässigen Beihilfebetrag übersteigen, sind 
zurückzuzahlen. 

Im Rahmen der Überbrückungshilfe II sind sämtliche Kosten, die durch die Überbrückungshilfe 
II förderfähig sind, in diesem Sinne den Fixkosten gleichgestellt. Solche Kosten dürfen auch 
dann bei der Ermittlung der ungedeckten Fixkosten berücksichtigt werden, wenn sie üblicher-
weise nicht Teil einer steuerlichen Gewinn- und Verlustrechnung oder einer handelsüblichen 
Ausweisung der Gewinne und Verluste sind. 

Entsprechende Berechnungen, die über die steuerliche Gewinn- und Verlustrechnung bzw. die 
handelsübliche Ausweisung der Gewinne und Verluste hinausgehen, müssen nachvollziehbar 
sein und auf Anfrage vorgelegt werden können. 

3. Können Abschreibungen bzw. Tilgungszahlungen bei der Bestimmung der unge-
deckten Fixkosten berücksichtigt werden? 

Ja. Abschreibungen bzw. Tilgungszahlungen bis zur Höhe der steuerlichen Abschreibun-
gen können als regulärer Teil der steuerlichen Gewinn- und Verlustrechnung bei der Bestim-
mung der ungedeckten Fixkosten berücksichtigt werden. Die Bundesregelung Fixkostenhilfe 
schließt lediglich die Berücksichtigung einmaliger Verluste durch Wertminderung aus. Alle Ab-
schreibungen, die konstant und/oder regelmäßig vorgenommen werden, können also berück-
sichtigt werden (z.B. Abschreibungen für Abnutzung an Gebäuden, regelmäßige Abschreibun-
gen auf Umlaufvermögen im Einzelhandel). 

Das bedeutet für Tilgungszahlungen: Diese können bis zur Höhe der steuerlichen Abschreibung 
als regulärer Teil der steuerlichen Gewinn- und Verlustrechnung bei der Bestimmung der unge-
deckten Fixkosten berücksichtigt werden. Sofern eine individuell vereinbarte Tilgung höher sein 
sollte als die Abschreibung, muss der Betrag entsprechend „gedeckelt“ werden. Es ist nicht 
möglich, die Tilgungszahlung zusätzlich zur Abschreibung zu berücksichtigen. 

4. Kann ein fiktiver Unternehmerlohn bei der Bestimmung der ungedeckten Fixkos-
ten berücksichtigt werden?  

Ja. Ein fiktiver Unternehmerlohn kann bei Unternehmen und Soloselbständigen, die kein Ge-
schäftsführergehalt in ihrer Gewinn- und Verlustrechnung ausweisen, bis zur Höhe der gesetz-
lichen Pfändungsfreigrenze als Fixkosten angerechnet werden (s. Publikation des Bundesmi-
nisteriums der Justiz und für Verbraucherschutz zu den „Pfändungsfreigrenzen für Arbeitsein-
kommen“). 

Die Pfändungsfreigrenze beträgt hiernach grundsätzlich 1.178,59 EUR monatlich.  

Sofern gesetzliche Unterhaltspflichten bestehen, erhöht sich dieser Betrag um 443,57 EUR mo-
natlich für die erste unterhaltspflichtige Person, 247,12 EUR monatlich für die zweite bis fünfte 
unterhaltspflichtige Person, bis zu maximal 2.610,63 EUR monatlich. 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Pfaendungsfreigrenzen_Arbeitseinkommen_Juli2019.pdf?__blob=publicationFile&v=20
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Pfaendungsfreigrenzen_Arbeitseinkommen_Juli2019.pdf?__blob=publicationFile&v=20
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Pfaendungsfreigrenzen_Arbeitseinkommen_Juli2019.pdf?__blob=publicationFile&v=20
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Sofern der Gewinn im angesetzten Monat den o.g. Betrag übersteigt, darf der überschießende 
Teil in Höhe von drei Zehnteln, oder, wenn Unterhaltspflichten bestehen, zu zwei weiteren Zehn-
teln für die erste Person, der Unterhalt gewährt wird, und je einem weiteren Zehntel für die 
zweite bis fünfte Person aufsummiert werden. Maximal ansetzbar sind hier 3.613,08 EUR mo-
natlich.  

Achtung: Die obenstehenden Beträge sind Nettobeträge. Um diese an Bruttowerte anzuglei-
chen, ist zur Berücksichtigung von Sozialversicherungsbeiträgen und Steuern jeweils ein pau-
schaler Aufschlag um 40% zulässig. Alternativ kann aus Vereinfachungsgründen auch ein Pau-
schalbetrag in Höhe von 2.000 EUR brutto monatlich angesetzt werden. 

Weitere Einnahmen aus anderen Quellen (z.B. aus Vermietung) mindern die Höhe des ansetz-
baren fiktiven Unternehmerlohns an dieser Stelle nicht. 

4a. Muss Kurzarbeitergeld bei der Bestimmung der ungedeckten Fixkosten berücksich-
tigt werden? 

Kurzarbeitergeld müssen Unternehmen insoweit bei der Bestimmung ihrer ungedeckten Fixkos-
ten berücksichtigen, als dadurch ihre Personalkosten verringert werden. 

5. Müssen Einnahmen aus anderen Corona-Hilfen bei der Bestimmung der unge-
deckten Fixkosten berücksichtigt werden? 

Ja. Einnahmen aus anderen Corona-Hilfen sind grundsätzlich Einnahmen, die im Rahmen 
der Bestimmung der ungedeckten Fixkosten dem Deckungsbetrag zuzurechnen sind. Ein erhal-
tener Förderbetrag darf grundsätzlich unabhängig vom Zeitpunkt der Auszahlung den Monaten 
zugeordnet werden, für die er gemäß Bewilligungsbescheid bestimmt ist. Die Auszahlung einer 
Unterstützungsleistung für einen früheren Leistungszeitraum zu einem späteren Zeitpunkt, der 
in einen neuen Leistungszeitraum für ein anderes Programm fällt, hat insoweit keinen Einfluss 
auf die Berechnung der ungedeckten Fixkosten zu diesem späteren Zeitpunkt. Wurde beispiels-
weise die Überbrückungshilfe I für den Zeitraum Juni bis August 2020 beantragt und erst im 
September 2020 ausgezahlt, muss diese Leistung nicht als Einnahme im September 2020 an-
gerechnet werden, sondern kann als Einnahme den Monaten Juni bis August 2020 zugeordnet 
werden. 

Entscheidet sich der Antragsteller, die Einnahme nicht dem Monat der Auszahlung zuzuordnen, 
sind die entsprechenden Angaben aus dem Bescheid als Leistungszeitraum zu berücksichtigen. 
Ergibt sich aus dem Bescheid also z.B., dass für den Monat Juni, für den Monat Juli und für den 
Monat August Überbrückungshilfe I jeweils in einer bestimmten Höhe geleistet wird, muss die 
Zuordnung auch jeweils monatsweise erfolgen. Wenn im Bescheid nur ein Gesamtbetrag aus-
gewiesen ist, kann dieser wahlweise gedrittelt werden, einem bestimmten Monat zugeordnet 
werden, oder gemäß des Antrags auf die jeweiligen Monate aufgeteilt werden. 

6. Welche Wahlmöglichkeiten bestehen bezüglich des beihilfefähigen Zeitraums in 
den verschiedenen Programmen?  

Der maximal zulässige beihilfefähige Zeitraum wird programmspezifisch festgelegt. Innerhalb 
des festgelegten Zeitraums kann das antragstellende Unternehmen auswählen, welche Monate 
als beihilfefähiger Zeitraum berücksichtigt werden sollen.  

Der Zeitraum, für den eine Förderung beantragt wird, ist dabei zwingend als Teil des beihilfefä-
higen Zeitraums zu berücksichtigen. Auf der Grundlage der Bundesregelung Fixkostenhilfe 
2020 ist es zudem möglich, auch Verluste aus zurückliegenden Monaten seit dem 1. März 2020 
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zu berücksichtigten, die außerhalb der eigentlichen Programmlaufzeit liegen; dabei können 
auch nur einzelne Verlustmonate herangezogen werden. Verluste, die bereits für andere För-
derprogramme geltend gemacht wurden, dürfen nicht nochmals geltend gemacht werden (s. 
hierzu ausführlicher unter A.II.3.). 

7. Muss die Gewinn- und Verlustrechnung für den beihilfefähigen Zeitraum nun mo-
natsgenau nachgeholt werden? 

Nein. Unternehmen, die nur eine jährliche Gewinn- und Verlustrechnung erstellen, können die 
ungedeckten Fixkosten im beihilfefähigen Zeitraum aus Vereinfachungsgründen auch nachwei-
sen, indem sie monatliche Durchschnittswerte auf Grundlage der entsprechenden Jahreswerte 
bilden. Möchte der Antragsteller jedoch zur Berechnung der ungedeckten Fixkosten nur ein-
zelne Verlustmonate heranziehen, ohne dass eine Saldierung mit Gewinnmonaten desselben 
Jahres erfolgt, muss eine monatliche Aufstellung vorgelegt werden. Im Falle einer Quartals-
Buchhaltung, bei der keine monatlichen Auswertungen möglich sind, können die Werte zur Er-
mittlung der monatlichen Verluste entsprechende gedrittelt werden. 

Dies gilt unabhängig von der Höhe der Fördersumme für alle Unternehmen, die eine Unterstüt-
zungsleistung auf der beihilferechtlichen Grundlage der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 
beantragen (z.B. Überbrückungshilfe II, Novemberhilfe Plus, Dezemberhilfe Plus). 

8. Welche Höchstbeträge des Beihilferechts sind für welche Förderprogramme zu 
beachten?  

Überbrückungshilfe I, Novemberhilfe und Dezemberhilfe: Bis max. 1 Mio. EUR pro Unterneh-
men bzw. Unternehmensverbund auf Grundlage der Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 
(800.000 EUR) und der De-minimis-Verordnung (200.000 EUR), soweit die entsprechenden 
Obergrenzen von den Unternehmen noch nicht ausgeschöpft wurden.  

Überbrückungshilfe II: Bis max. 3 Mio. EUR pro Unternehmen bzw. Unternehmensverbund auf 
Grundlage der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020, soweit die entsprechenden Obergrenzen 
von den Unternehmen noch nicht ausgeschöpft wurden. 

Novemberhilfe Plus/ Dezemberhilfe Plus: Bis max. 4 Mio. EUR pro Unternehmen bzw. Unter-
nehmensverbund auf Grundlage der Bundesregelung Kleinbeihilfen (800.000 EUR), der De-
Minimis-Verordnung (200.000 EUR) und der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 (3 Mio. EUR), 
soweit die entsprechenden Obergrenzen von den Unternehmen noch nicht ausgeschöpft wur-
den.  

Die jeweiligen Höchstbeträge gelten programmübergreifend, können also nicht summiert wer-
den.  

Beispiel: Ein Unternehmen stellt einen Antrag auf Novemberhilfe Plus über 1,5 Mio. EUR. Es 
hat bereits einen Schnellkredit über 500.000 EUR erhalten. Die ersten 300.000 EUR der bean-
tragten Novemberhilfe Plus entfallen auf die Kleinbeihilfenregelung, von der durch den Schnell-
kredit bereits 500.000 EUR aufgebraucht sind. Die nächsten 200.000 EUR entfallen auf die De-
Minimis-Regelung. Die verbleibenden 1 Mio. EUR entfallen auf die Fixkostenregelung. Das Un-
ternehmen könnte noch bis zu 2 Mio. EUR aus anderen Programmen gestützt auf die Bundes-
regelung Fixkostenhilfe geltend machen. 
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9. Was passiert mit Anträgen auf Überbrückungshilfe II, die bereits gestellt wurden? 

Die Antragstellung für die Überbrückungshilfe II erfolgt in der Regel auf Grundlage von Progno-
sen. Die tatsächlich aufgetretenen und berücksichtigungsfähigen Umsatzverluste, Fixkosten 
und ungedeckten Fixkosten im Sinne des Beihilferechts werden dann im Rahmen der Schluss-
abrechnung zu einem späteren Zeitpunkt mitgeteilt.   

Wird nach Antragstellung bekannt, dass die entsprechenden beihilferechtlichen Bedingungen 
nicht erfüllt waren, erfolgt eine Korrektur ebenfalls im Rahmen der Schlussabrechnung. Ein Än-
derungsantrag zur Korrektur der Angaben ist in solchen Fällen daher nicht erforderlich.  

10. An welcher Stelle im Antragsverfahren werden die ungedeckten Fixkosten rele-
vant? 

Die ungedeckten Fixkosten werden bei der Überbrückungshilfe II nicht als solche im Antrag 
vermerkt, dort sind zunächst nur die förderfähigen Fixkosten anzugeben. Die Antragsstellung 
erfolgt in der Regel auf der Grundlage von Prognosen. Die ungedeckten Fixkosten sind erst im 
Rahmen der Schlussabrechnung darzulegen. Wenn zum Zeitpunkt der Antragstellung bereits 
feststeht, dass und in welcher Höhe die ungedeckten Fixkosten nicht ausreichen, können ent-
sprechende Kürzungen bei den angesetzten Fixkosten vorgenommen werden. 

11. Was gilt für Unternehmen in Schwierigkeiten? 

Nach den Vorgaben der Europäischen Kommission dürfen Unternehmen, die sich seit dem be-
reits zum 31. Dezember 2019 in Schwierigkeiten im Sinne des Art. 2 Nr. 18 der Verordnung 
(EU) Nr. 651/2014 (Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung) befinden befunden haben und 
diesen Status danach nicht wieder überwunden haben, keine Beihilfen gewährt werden, s. 
hierzu das Merkblatt der KfW. 

https://www.kfw.de/PDF/Download-Center/F%C3%B6rderprogramme-(Inlandsf%C3%B6rderung)/PDF-Dokumente/6000004661_M_Unternehmen_in_Schwierigkeiten.pdf

